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Entwurf eines Gesetzes 

betreffend 

das Abkommen über die Gründung einer 
Europäischen Zahlungsunion 
vom 19. September 1950 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Dem am 19. September 1950 in Paris Unterzeich- 
neten Abkommen über die Gründung einer Euro- 
päischen Zahlungsunion wird zugestimmr. 

Artikel II 

Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzes- 
kraft veröffentlicht. 

Der Tag, an dem es in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Das Gesetz tritt mit dem Tage der Unterzeich- 
nung des Protokolls über die vorläufige Anwen- 
dung des Abkommens über die Gründung einer 
Europäischen Zahlungsunion (19. September 1950) 
in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 
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Begründung 


Deutschland ist im Oktober 1949 dem Abkom- 
men über die Organisation für europäische wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (OEEC) beigetreten. 
Die OEEC setzt sich zum Ziel, durch eine enge wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit der europäischen Mar- 
shallplanländer diese bis zum Jahre 1952 von einer 
unmittelbaren amerikanischen Hilfe unabhängig zu 
machen. Im Rahmen dieser wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit wurden die Schranken, die in Ge- 
stalt von Einfuhr-Kontingentierungen einem unge- 
hinderten Handel unter den Teilnehmer-Ländern 
im Wege standen, schrittweise abgebaut. Diese Libe- 
ralisierung des Handels kann jedoch den erstrebten 
freien Warenaustausch zwischen den europäischen 
Ländern nur dann ermöglichen, wenn sie begleitet 
wird von einem Zahlungssystem, das die Währun- 
gen der europäischen Länder wieder untereinander 
austauschbar macht. Zu einem solchen Zahlungs- 
system vereinigten sich die Teilnehmerländer in dem 
Abkommen über die Gründung einer Europäischen 
Zahlungsunion, das am 19. September 1950 in 
Paris unterzeichnet wurde. Gleichzeitig mit dem 
Abkommen wurde ein besonderes Protokoll unter- 
zeichnet, in welchem die vorläufige Anwendung des 
Abkommens mit der Maßgabe vereinbart wurde, 
daß die Unterzeichner-Staaten es als seit dem 
1. Juli 1950 wirksam betrachten. Die Bundesrepu- 
blik hat das Abkommen und das Zusatz-Protokoll 
durch ihren bevollmächtigten Vertreter unter- 
zeichnet. 

Das Abkommen stellt einen Vertrag aller Mit- 
gliedsstaaten dar, durch den diese sich verpflichten, 
ihre Zahlungsverbindlichkeiten untereinander mul- 
tilateral zu verrechnen und die Defizite und Über- 
schüsse durch Kreditgewährungen und Geldzahlun- 
gen auszugleichen. Die Tätigkeit der Union wird 
nach den Weisungen und unter der Aufsicht des 
Rates der OEEC durch ein Direktorium und durch 
die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
ausgeübt. Dem Direktorium, das aus höchstens sie- 
ben Mitgliedern besteht, wird auch ein deutscher 
Vertreter angehören. Es hat nach dem Abkommen 
weitgehende Entscheidungsbefugnisse hinsichtlich 
der technischen Durchführung des Verrechnungs- 
systems. Hieraus und aus Einzelbestimmungen des 
Abkommens wird sich für jeden Unterzeichner- 
Staat und damit auch für die Bundesrepublik unter 
Umständen die Verpflichtung ergeben, besondere 
gesetzgeberische Maßnahmen zur Innerstaatlichen 
Durchführung des Abkommens zu treffen. 

Das vorliegende Ratifizierungsgesetz enthält die 
üblichen Bestimmungen, die auch in anderen, ähn- 
lich gelagerten Fällen des deutschen Beitritts zu 
mehrseitigen zwischenstaatlichen Abkommen (Bei- 


tritt zum Europarat, Beitritt zum Weltweizenab- 
kommen) in die Gesetzesvorlagen gemäß Artikel 59 
Ateatz 2 Grundgesetz aufgenommen wurden. Eine 
abweichende Regelung ist lediglich In Artikel III 
der Vorlage getroffen, die sich auf das Inkraft- 
treten des Gesetzes bezieht (siehe unten). 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes Ist 
folgendes auszuführen: 

Artikel I des Gesetzentwurfes bringt zum Aus- 
druck, daß der Bundestag dem Abkommen zu- 
stimmt. Diese Zustimmung Ist gemäß Artikel 59 
Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich, weil das 
Abkommen politische Beziehungen des Bundes 
regelt. Es handelt sich bei dem Abkommen nicht nur 
um ein -Zahlungsabkommen, wie es im allgemeinen 
zwischen zwei Ländern abgeschlossen wird, es liegt 
vielmehr eine multilaterale Vereinbarung vor, die 
dadurch, daß sie mit der Liberalisierung des euro- 
päischen Handels in engstem Zusammenhang steht, 
für die handelspolitischen Beziehungen zu sämt- 
lichen Mitgliederstaaten Bedeutung hat. Die Han- 
delspolitik des Bundes gegenüber der Mehrzahl der 
europäischen Länder wird in einer bestimmten 
Richtung festgelegt. Diese Festlegung eines großen 
Ausschnittes der Handelspolitik des Bundes ist als 
eine politische Entscheidung zu werten. 

Artikel II des Gesetzentwurfes bestimmt, 
daß das Abkommen In innerstaatliches Recht umge- 
wandelt und mit Gesetzeskraft veröffentlicht wird. 
Der Tag, an dem das Abkommen als solches in 
Kraft tritt, richtet sich nach den Bestimmungen des 
Abkommens. In Artikel 31c heißt es, daß das Ab- 
kommen in Kraft tritt, sobald die Ratifikations- 
urkunden für alle Unterzeichner hinterlegt sind. 
Eine Ratifikation des Abkommens durch den Bun- 
despräsidenten ist also erforderlich. Das Verfahren 
bei der Ratifikation in den übrigen Teilnehmer- 
staaten richtet sich nach deren Verfassungsrecht. Der 
Tag des Inkrafttretens wird später Im Bundesge- 
setzblatt bekanntgegeben werden. 

Artikel III enthält die Bestimmung, daß 
das Gesetz schon mit dem Tage der Unterzeichnung 
des Protokolls über die vorläufige Anwendung des 
Abkommens in Kraft tritt. Würde das Gesetz, wie 
es in der Regel vorgesehen wird, mit dem Tag nach 
der Verkündung in Kraft treten, so würde es an 
einer innerstaatlichen Rechtsgrundlage für die vor- 
läufige Anwendung des Abkommens fehlen. Durch 
die Fassung des Artikels III wird erreicht, daß die 
Anwendung des Abkommens nicht nur In Bezug auf 
den Zeitabschnitt, der sich noch vom Tage nach der 
Verkündung bis zum Datum des allgemeinen In- 
krafttretens des Abkommens erstreckt, sondern auch 
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für die Zeitspanne von den gesetzgebenden Kör- 
perschaften gebilligt wird, die von dem Tage der 
Verkündung bis zum Unterzeichnungsdatum zu- 
rückreicht. 

Die Zustimmung des Bundesrates zu dem Gesetz 
ist nicht erforderlich. In ^er Schlußformel wird 


daher zum Ausdruck gebracht, daß die verfassungs- 
mäßigen Rechte des Bundesrates gewahrt sind. 

Über Inhalt und Bedeutung des Abkommens in 
wirtschaftlicher Hinsicht unterrichtet die anliegende 
Übersicht. 


Die Europäische Zahlungsunion 


Das Abkommen über die Gründung einer Euro- 
päischen Zahlungsunion vom 19, September 1950 
bezweckt, unter Zugrundelegung der Europa ge- 
währten Marshallplanhilfe die Währungen der 
westeuropäischen Länder untereinander austausch- 
bar zu machen, um den Handel zwischen diesen 
Ländern und den ihnen angeschlossenen Währungs- 
gebieten zu erleichtern. 

Entwicklung des europäischen 
Zahlungsausgleichs 

Die vor dem ersten Weltkrieg vorhandene und 
nach ihm für kurze Zeit wieder hergestellte Aus- 
tauschbarkeit der Währungen ist seit der Krise der 
Weltwirtschaft des Jahres 1931 verloren gegangen. 
Die meisten europäischen Länder führten nach und 
nach zum Schutz ihrer Währung und Wirtschaft 
eine Devisenbewirtschaftung ein, kontingentierten 
Einfuhr und Ausfuhr und strebten einen zweiseiti- 
gen (bilateralen) Ausgleich ihrer Zahlungsbilanzen 
an. Dieses nach dem zweiten Weltkrieg überall vor- 
handene zwangswirtschaftliche System hinderte die 
Wiederbelebung der Produktion und vor allem die 
Wiederaufnahme des Warenaustausches. Diese Hin- 
dernisse suchte die von den Vereinigten Staaten ge- 
währte Marshallplanhilfe zu beseitigen. Den west- 
europäischen Ländern wurden nicht nur Dollar zu 
Einkäufen In USA zur Verfügung gestellt. Zur Be- 
hebung der intereuropäischen Handels- und Zah- 
lungsschwierigkeiten konnten zu Beginn des Mar- 
shallplans Im Jahre 1948 Dollarzuteilungen auch zu 
Einkäufen in westeuropäischen Teilnehmerländern 
verwendet werden. Das am 1. Oktober 1948 in 
Kraft getretene Abkommen über den intereuropä- 
ischen Zahlungs- und Verrechnungsverkehr sah 
dann zwei neue Mittel für den Ausgleich der Zah- 
lungsbilanzen der Marshallplanländer untereinan- 
der vor: Mehrseitige (multilaterale) Verrechnungen 
und Ziehungsrechte. 

Die multilateralen Verrechnungen sollten es den 
Teilnehmerländern bei gegenseitigem Einverständ- 
nis ermöglichen, Überschüsse und Defizite im Ver- 
kehr mit anderen Teilnehmerländern auszugleichen. 

Von praktisch größerer Bedeutung für den inter- 
europäischen Zahlungsausgleich waren die Zie- 
hungsrechte. Jedes europäische Land erhielt einen 


Teil der Marshallplanhilfe nur noch unter der Be- 
dingung, daß es die gewährte Hilfe Im gleichen Be- 
trage in Landeswährung anderen Teilnehmerlän- 
dern für Warenbezüge zur Verfügung stellte. Mit 
dieser „Ziehungsrecht“ genannten Hilfeleistung 
konnten europäische Schuldnerländer somit ein De- 
fizit ihrer Zahlungsbilanz gegenüber einem ande- 
ren europäischen Gläubigerland ausgleichen. 

Das System der Ziehungstechte erleichterte zwar 
den intereuropäischen Zahlungsverkehr, es hatte 
aber zwei Mängel. Einmal wurde die Höhe der Zie- 
hungsrechte für jedes Land gegenüber bestimmten 
anderen Ländern bilateral auf Grund vorgeschätz- 
ter Zahlungsbilanzdefizite zwischen den betreffen- 
den beiden Teilnehmerländern festgesetzt. Diese 
Vorschätzungen erwiesen sich vielfach als unrichtig; 
mitunter nahm ein Land Ziehungsrechte in An- 
spruch, dessen Zahlungsbilanz entgegen den Vor- 
ausschätzungen nicht mehr passiv, sondern aktiv 
gegenüber dem die Ziehungsrechte gewährenden 
Lande war. Zum anderen erwies sich als nachtei- 
lig, daß die Ziehungs rechte von dem begünstigten 
Land nur gegenüber einem bestimmten anderen 
Land ausgenutzt werden konnten. Damit verstärk- 
ten diese Länder die Aufspaltung des intereuropäi- 
schen Handels In bilaterale Beziehungen. Im zwei- 
ten Marshallplanjahr wurde zwar auf amerikani- 
sche Anregung der Versuch unternommen, die Zie- 
hungsrechte zu „multilaterallsieren“, d. h. dem be- 
günstigten Teilnehmerland zu ermöglichen, mit den 
Ziehungsrechten Defizite dort auszugleichen, wo 
sie auf traten. Die europäischen Teilnehmerländer 
wfaren aber nur bereit, 25% der Ziehungsrechte zu 
multilaterallsieren. Mit den Bemühungen, den inter- 
europäischen Zahlungsverkehr zu erleichtern, liefen 
Bestrebungen parallel, den Handel der am Mar- 
shallplan teilnehmenden Länder untereinander auch 
von anderen Hindernissen zu befreien. Im Frühjahr 
1 949 regte der Administrator der Marshallplan- 
hilfe In Europa, Hoff mann, an, einen multilatera- 
len, auf freiem Wettbewerb gegründeten intereuro- 
päischen Handelsverkehr herzustellen. Diese Anre- 
gung machte sich die Organisation für Europäische 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) In Paris 
zu eigen; sie beschloß den schrittweisen Abbau der 
Einfuhrbeschränkungen. Diese sogenannte Liberall- 
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sierung des Handels unter den westeuropäischen 
Ländern setzte aber die Schaffung eines intereuro- 
päischen Zahlungssystems voraus, das — wenigstens 
für laufende Zahlungen des Waren- und Dienstlei- 
stungsverkehrs — die freie Transferierbarkeit der 
Währungen aller Teilnehmerländer untereinander 
ermöglicht. 

Um zu größtmöglicher Freiheit des Handelsver- 
kehrs zwischen den Marshallplanländern zu kom- 
men, schlug die amerikanische Marshallplanverwal- 
tung Anfang Dezember 1949 der OEEC vor, eine 
alle Marshallplanländer umfassende Europäische 
Zahlungsunion zu errichten. Die OEEC ihrerseits 
machte im Beschluß vom 31. Januar 1950 die Er- 
reichung der nächsten, 60% der Gesamteinfuhren 
eines Landes betragenden Stufe der Liberalisierung 
des intereuropäischen Handels von der Inkraftset- 
zung eines Systems des freien multilateralen Aus- 
tausches der europäischen Währungen abhängig. 
Nach eingehenden Vorarbeiten wurde vom Rat der 
OEEC am 7. Juli 1950 die Bildung der Europäi- 
schen Zahlungsunion (EZU) beschlossen. In Verfol- 
gung des Ziels, zu einem uneingeschränkten Handel 
zurückzukehren, legte die OEEC gleichzeitig den an 
der EZU teilnehmenden 18 europäischen Marshall- 
planländern Verpflichtungen zur Gestaltung ihrer 
Handelspolitik auf, nämlich 60% ihrer Warenein- 
fuhren spätestens 15 Tage nach Inkrafttreten des 
EZU- Abkommens zu liberalisieren und die 75%-ige 
Liberalisierung zum 1. Januar 1951 vorzubereiten 
sowie von diesem Zeitpunkt an jegliche unterschied- 
liche handelspolitische Behandlung zwischen den 
TeilnehmerländernbeimAbbau von mengenmäßigen 
Einfuhrbeschränkungen (Diskriminierung) zu unter- 
lassen. Ferner wurde beschlossen, auch den Dienst- 
leistungsverkehr, die sogenannten unsichtbaren Ein- 
fuhren, ab 1. Oktober 1950 in bestimmtem Umfang 
zu liberalisieren. 

Die handelspolitischen Regelungen des Ratsbe- 
schlusses vom 7. Juli 1950 wurden mit früheren 
Beschlüssen zur Liberalisierung zusammengefaßt 
und gesondert als „Codex über die Liberalisierung 
des Handels vom 18. August 1950“ und als „Rats- 
beschluß über die Liberalisierung der unsichtbaren 
Transaktionen vom 18. August 1950“ veröffent- 
licht. Sie werden im Anschluß an dem im Bundesan- 
zeiger Nr. 174 vom 9. September 1950 abgedruck- 
ten Ratsbeschluß vom 7. Juli 1950 ebenfalls im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. 

Das Abkommen zur Gründung der Europäischen 
Zahlungsunion vom 19. September 1950 kodifiziert 
aus dem Ratsbeschluß vom 7. Juli 1950 die Vor- 
schriften zur Gestaltung des intereuropäischen Zah- 
lungsverkehrs. Das Abkommen stellt einen Vertrag 
aller Mitgliedsländer dar, durch den sich diese ver- 
pflichten, ihre Zahlungsverbindlichkeiten unterein- 
ander in der in dem Abkommen im einzelnen fest- 


gelegten Weise multilateral zu verrechnen. Die Mit- 
glieder haben beschlossen, das Abkommen zu ratifi- 
zieren (Artikel 31). 

Multilateraler europäischer 
Zahlungsausgleich 

Die Länder, die sich zu der Europäischen Zah- 
lungsunion vereinen, rechnen ihre im zweiseitigen 
Zahlungsverkehr auflaufenden Forderungen und 
Verbindlichkeiten künftig nicht von Land zu Land, 
sondern mittels des durch das Abkommen neuge- 
schaffenen Abrechnungsverfahrens untereinander 
ab. Die im zweiseitigen Zahlungsverkehr während 
eines, bestimmten Zeitraumes, der Abrechnungs- 
periode, entstandenen bilateralen Überschüsse und 
Defizite werden von den Zentralbanken der Län- 
der der Zahlungsunion auf gegeben und von dieser 
untereinander verrechnet. Nach vollzogener Ver- 
rechnung sind die bilateralen Salden untergegangen; 
jedes Land hat nur noch einen einzigen (Aktiv- oder 
Passiv-)Saldo gegenüber der ln der Zahlungsunion 
vereinigten Gesamtheit aller Länder (Artikel 1 
bis 16). Die Verrechnung erfolgt unter Zugrunde- 
legung einer Rechnungseinheit, die dem derzeitigen 
Goldwert eines Dollars entspricht (Artikel 26). 

Für jedes Teilnehmerland ist damit nicht mehr 
der Stand seiner Zahlungsbilanz gegenüber einem 
anderen Land, sondern gegenüber der Gesamtheit 
aller Mitgliedsländer wichtig. Während jedes Land 
bisher um einen möglichst ausgeglichenen Zahlungs- 
verkehr mit jedem einzelnen anderen Land besorgt 
sein mußte, kann es sich bei einem anderen Land 
oder mehreren z. B. durch Warenbezüge verschul- 
den, wenn es durch verstärkte Leistungen bei ande- 
ren Ländern Guthaben erwirbt, mit denen es die 
Schulden über die Zahlungsunion tilgen kann. Wa- 
ren und Dienstleistungen können damit unter den 
Teilnehmerstaaten ohne die Sorge um das Vorhan- 
densein von Guthaben oder Krediten in bestimmten 
Währungen unter dem Gesichtspunkt der größten 
Leistungsfähigkeit und Preiswürdigkeit ausge- 
tauscht werden. Deutschland kann also mit Devi- 
seneinnahmen aus Ausfuhrüberschüssen z. B. nach 
der Türkei, Griechenland und Österreich Importe 
z. B. aus Großbritannien bezahlen. 

Um das neue Verrechnungssystem wirksam zu 
machen und um die Mitglieder anzuhalten, ihre 
Zahlungsbilanz gegenüber der Gesamtheit im 
Gleichgewicht zu halten, trifft das Abkommen Vor- 
kehrungen. Jedes Teilnehmerland hat der Zahlungs- 
union einen Kredit einzuräumen und von ihr zu 
erhalten. Die Kredithöhe ist für jedes Land ver- 
schieden. Sie ergibt sich aus einer Quote, die für 
jedes Mitglied im allgemeinen auf 15% seiner ge- 
samten Zahlungsein- und -ausgänge im Jahre 1949 
im Verkehr mit den anderen Mitgliedern festgesetzt 
wurde. Die deutsche Quote beträgt 320 Millionen 
Rechnungseinheiten (Artikel 11). 
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Die Quote ist in fünf gleiche Teile zerlegt. Ergibt 
die Verrechnung der bilateralen Salden am Schluß 
einer Abrechnungsperiode, daß ein Teilnehmerland 
gegenüber der Gesamtheit verschuldet ist, so ge- 
währt ihm die Zahlungsunion bis zur Höhe von 
einem Fünftel der Quote Kredit. (Im Falle Deutsch- 
lands also bis zu 64 Millionen Rechnungseinheiten.) 
Erreicht der Gesamt-Passivsaldo das zweite Fünftel 
der Quote, so erhalt das Mitglied nur 80% des das 
erste Fünftel übersteigenden Betrages kreditiert und 
hat 20% in Gold oder Devisen an die Zahlungs- 
union zu entrichten. 

Beträgt beispielsweise das Rechnungsdefizit 
Deutschlands 104 Millionen, so werden 64 Mil- 
lionen und 80% der weiteren 40 Millionen, 
nämlich 32 Millionen,, mithin zusammen 
96 Millionen kreditiert, während 8 Millionen in 
Gold oder Devisen zu entrichten sind. 

Erreicht das Defizit das dritte Fünftel der Quote, 
so fällt der Kreditbetrag auf 60% und es steigt die 
Goldzahlung auf 40% des die ersten beiden Fünftel 
übersteigenden Betrages. 

Bei einer Verschuldung von 168 Millionen 
hätte Deutschland als Kredit: 64 im ersten, 
51,2 im zweiten und 24 im dritten Fünftel 
seiner Quote, zusammen also 139,2 Millionen, 
während 12,8 im zweiten und 16 im dritten 
Fünftel, zusammen 28,8 Millionen in Gold 
fällig würden. 

In der vierten Tranche der Quote sind 40% Kre- 
dit und 60% Goldschuld, in der fünften schließlich 
20% Kredit und 80% Goldschuld. Im Endergebnis 
führt diese Skala zu einer Kreditgewährung von 
60% der Gesamtquote und 40% Goldzahlung. (Im 
Falle Deutschlands 192 Millionen Kredit und 128 
Millionen Gold.) 

Ergibt die gemeinsame Abrechnung einen Rech- 
nungsüberschuß für ein Land, so hat es Beträge bis 
zur Höhe des ersten Fünftels seiner Quote der Zah- 
lungsunion als Kredit zu überlassen. Alle die erste 
Tranche übersteigenden Beträge erstattet die Zah- 
lungsunion dem Land zur Hälfte in Gold oder 
Dollar oder einer anderen von ihm gewünschten 
Währung. 

Ein kumulativer Rechnungsüberschuß 
Deutschlands würde mithin bis zu 64 Millionen 
bei der EZU stehen bleiben; beläuft er sich auf 
104 Millionen, so gewährt Deutschland der 
EZU 64 + 20 Millionen Kredit und empfängt 
20 Millionen in Gold oder Dollar oder anderen 
Devisen nach seiner Wahl. 

Die mit dem Anwachsen eines Defizits steigende 
Verpflichtung zur Goldzahlung für Schuldnerländer 
einerseits und der Zwang für Gläubigerländer an- 


dererseits, Kredite zu gewähren, soll die Teilneh- 
merländer veranlassen, nicht mit übermäßig hohen 
Beträgen In der EZU Schuldner oder Gläubiger zu 
werden. 

Amerikanische Hilfe für den 

europäischen Zahlungsausgleich 

Die Zahlungsunion stützt sich nicht nur auf die 
Kredite der Mitgliedsländer. Ihr Rückgrat erhält sie 
durch die Marshallplanhilfe. Die USA haben 350 
Millionen freie Dollar in den Fonds der EZU ein- 
gezahlt (Artikel 23). 

Einigen Ländern, die erfahrungsgemäß mehr an 
die anderen Mitglieder liefern und deshalb Gläubi- 
ger in der EZU werden, gewähren die USA einen 
Teil der Marshallplanhilfe nur unter der Bedin- 
gung, daß sie dafür gegenüber der EZU auf den 
Ausgleich ihrer Forderungen verzichten (Artikel 10). 
Solche Anfangsschulden übernehmen die Belgisch- 
Luxemburgische Wirtschaftsunion, Schweden und 
Großbritannien. Diese Forderungen der EZU kön- 
nen zugunsten von denjenigen Ländern verwendet 
werden, die mehr von den anderen Landern be- 
ziehen müssen, als sie an diese liefern können und 
die deshalb notwendigerweise Schuldner in der 
EZU werden. Sie erhalten aus diesen Forderungen 
Anfangsguthaben bei der EZU, mit denen ihre De- 
fizite abgedeckt werden können. Solche Anfangs- 
guthaben wurden Griechenland, Österreich, Nor- 
wegen, der Türkei und den Niederlanden einge- 
räumt (Artikel 10). 

Deutschland ist ein Anfangsguthaben nicht ge- 
währt worden, weil es nach amerikanischer Auf- 
fassung wieder wie früher Überschüsse im Handel 
mit den Teilnehmerländern erzielen wird. Sollte die 
amerikanische Meinung sich als unrichtig herausstel- 
len, so hat die Bundesrepublik bei der für das Jahr 
1951/52 vorgesehenen Neufestsetzung der Anfangs- 
guthaben Gelegenheit, noch einmal seine wirtschaft- 
liche Lage darzulegen und um Gewährung einer 
weiteren Hilfe in Gestalt eines Anfangsguthabens 
nachzusuchen. 

Die USA halten schließlich Marshallplanmittel 
für einen besonderen Hilfsfond bereit, aus dem 
soldien Schuldnerländern geholfen werden kann, 
die wider Erwarten in eine Notlage geraten und 
ihre Verpflichtungen gegenüber der EZU nicht er- 
füllen können (Artikel 15). Die Bundesregierung 
kann demnach um eine solche besondere Hilfe nach- 
suchen, falls übermäßige aus eigener Kraft nicht 
zu beseitigende Schwierigkeiten auftreten, die Zah- 
lungsbilanz Deutschlands gegenüber den in der Zah- 
lungsunion vereinigten Teilnehmerländern ausge- 
glichen zu halten. 
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Abwicklung des laufenden intereuropäisdien Zahlungsverkehrs 


Die EZU stellt keine Bank mit eigenem bankge- 
schäftlichen Verkehr, sondern eine Abrechnungs- 
stelle dar, die lediglich die gegenseitigen Forderun- 
gen und Verbindlichkeiten der Zentralbanken aller 
Vertragsparteien durch periodische, im Abkommen 
mit „Operationen“ bezeichneten Abrechnungen 
ausgleicht (Artikel 3). Die erste Abrechnungsperiode 
umfaßt die Monate Juli, August und September, 
die zweite die Monate Oktober und November 
1950. Danach wird monatlich abgerechnet. 

Damit sich der intereuropäische Zahlungsverkehr 
in der Zeit zwischen den Abrechnungen auf Grund 
zweiseitiger Zahlungsverträge ohne Hemmung auf 
wirklich multilateraler Grundlage abwickelt, ge- 
währen sich die^Mitglieder untereinander für diesen 
Zeitraum unbeschränkt Kredit. Während einer Ab- 
rechnungsperiode geht somit der Zahlungsverkehr 
einer jeden Vertragspartei mit jeder anderen Ver- 
tragspartei ohne Rücksicht auf die bilaterale Zah- 
lungsbilanz vonstatten. Das Abkommen greift nicht 
in das in den einzelnen Ländern jeweils geltende 
System der Devisenbewirtschaftung ein, wenn es 
auch zu deren Abbau beitragen soll; die Europäi- 
sche Zahlungsunion erfaßt nur den Saldenausgleich 
zwischen den Zentralbanken. 

Regelung der alten Schülden 

Das neue Zahlungssystem beginnt seine Abrech- 
nung am 1. Juli 1950 von der Nullinie. Die an 
diesem Tage bestehenden Schulden und Forderun- 
gen zwischen den Teilnehmerländern bleiben zu- 
nächst außerhalb des Systems. Gläubiger und 
Schuldner haben jedoch die alten Schulden zu 
regeln und die zweiseitigen Abmachungen darüber 
der EZU mitzuteilen. Die Parteien können sowohl 
die Tilgung wie auch das Stehenlassen der alten 
Schulden vereinbaren (Artikel 9). Die festgesetzten 
Rückzahlungs- oder Tilgungsbeträge werden in die 
Berechnung der bilateralen Überschüsse oder Defi- 
zite der beiden Vertragsparteien gegenüber der EZU 
einbezogen. Bei Uneinigkeit der Parteien kann auf 
ihren Antrag die OEEC die Tilgung und die Til- 
gungsbedingungen festsetzen. Ist der mit der Prü- 
fung befaßte Ausschuß der OEEC nicht zu einer 
Entscheidung in der Lage, so werden die alten 
Schulden über die EZU in zwei Jahren in gleichen 
Monatsraten unter Verzinsung mit 1% getilgt (An- 
lage A). 

Deutschland hatte am 30. Juni 1950 nur im ge- 
ringen Ausmaß Ansprüche gegenüber anderen Län- 
dern, dafür aber Schulden von über 100 Millionen 
Dollar, die vornehmlich auf der deutschen Vor- 
leistung bei der Liberalisierung des Handelsverkehrs 
mit den anderen Teilnehmerländern beruhten. Die 


Bundesregierung ist bestrebt, langfristige Tilgungen 
dieser Schulden zu vereinbaren, um Deutschlands 
Position in der EZU nicht durch zu große Tilgungs- 
raten zu belasten. 

Organisation, Verwaltung und 
Finanzen 

Die Europäische Zahlungsunion ist keine eigene 
Rechtspersönlichkeit, sondern ein Bestandteil der 
OEEC. Ihr Vermögen bildet jedoch ein Sonderver- 
mögen, für das besonders Rechnung gelegt wird. Es 
besteht in dem Fond, der aus der amerikanischen 
Erstausstattung aus Marshallplanmitteln und den 
von den Vertragsparteien gewährten Krediten und 
gezahlten Gold- und Devisenbeträgen gebildet wird 
(Artikel 23). 

Oberstes Organ der Zahlungsunion ist der Rat 
der OEEC; er trifft die zur Durchführung des Ab- 
kommens notwendigen Entscheidungen (Artikel 18, 
19). Die Europäische Zahlungsunion leitet ein Di- 
rektorium; es besteht aus sieben Mitgliedern, die 
der Rat der OEEC aus den von den Mitgliedslän- 
dern vorgeschlagenen Personen ernennt. 

Das Direktorium überwacht die Durchführung 
des Abkommens und beschließt über die Vornahme 
der Abrechnungen und über die Verwaltung des 
Fonds. Das Direktorium hat dem Rat laufend über 
das Funktionieren des Zahlungssystems zu berich- 
ten; bei Auftreten von Schwierigkeiten kann es Än- 
derungen Vorschlägen (Artikel 20). 

Mit der Ernennung eines deutschen Vertreters im 
Direktorium hat der Rat die Stellung und Bedeu- 
tung der Bundesrepublik in der europäischen Wirt- 
schaft gewürdigt. 

Die technischen Arbeiten für den multilateralen 
Zahlungsausgleich liegen einem Agenten ob. Zum 
Agenten für die EZU wurde die Bank für Inter- 
nationalen Zahlungsausgleich in Basel bestellt (§ 1 
der Durchführungsbestimmungen). Der Agent 
nimnrt Abrechnungen (Operationen) auf Grund der 
monatlichen Aufstellungen der Guthaben- und 
Schuldensalden sowie die sonstigen Angaben vor, 
die ihm die Zentralbanken der Vertragsparteien 
laut den Durchführungsbestimmungen zum Abkom- 
men zu liefern haben. Die Aufgabe des Agenten ist 
ferner, den Fond der EZU zu verwalten. Der 
Agent ist an die Weisungen des Rats und des Di- 
rektoriums gebunden und hat der OEEC über seine 
Tätigkeit zu berichten (Artikel 21, 22). 

Suspension, Austritt und 
Liquidation 

Die EZU ist auf unbestimmte Zeit gegründet 
worden und soll solange in Kraft bleiben, bis es 


7 



möglich Ist, auf andere Weise ein multilaterales 
System für einen europäischen Zahlungsverkehr 
herzustellen. Zunächst haben jedoch die Vertrags- 
parteien ihre finanziellen Verpflichtungen nur für 
eine Dauer von zwei Jahren übernommen. Nach 
zwei Jahren können sie frei entscheiden, ob sie zu- 
rücktreten oder sich weiter an der EZU beteiligen 
wollen (Artikel 35, 36). Bis zu diesem Zeitpunkt 
können sic nur unter bestimmten Voraussetzungen 
aus der EZU ausschelden, nämlich bei Überschrei- 
tung der Quote, bei Nichterfüllung von finanziellen 
Verpflichtungen seitens der EZU, sowie beim Vor- 
liegen höherer Gewalt. Länder, die ihre Goldzah- 
lungsverpflichtungen nicht erfüllen, müssen aus der 
EZU ausscheiden (Artikel 34). 

Gegenüber Vertragsparteien, die dies beantragen 
oder die ihre Verpfliditungen nicht erfüllen, kann 
die Anwendung des Abkommens suspendiert wer- 
den (Artikel 33). 

Die Liquidation der EZU bedarf eines einstim- 
migen Beschlusses aller Vertragsparteien; sie tritt 
jedoch automatisch ein, wenn so viele Vertragspar- 
teien ausgeschieden sind, daß die Summe der Quo- 
ten der In der EZU verbleibenden Vertragsparteien 
geringer ist als 50% der ursprünglich errichteten 
Quoten. 

Bei Ausscheiden einer Vertragspartei und bei der 
Liquidation findet eine Vermögensauseinanderset- 
zung statt, bei der die gegenüber der EZU bestehen- 
den Forderungen und Verbindlichkeiten in bilate- 
rale Forderungen und Verbindlichkeiten umgewan- 
delt werden, wie es aus dem Prinzip der gleich- 
mäßigen Fiaftung aller Mitglieder für alle Verbind- 
lichkeiten der EZU folgt (Anlage B). 

Vorteile der deutschen Mitgliedschaft 

in der europäischen Zahlungsunion 

Bereits durch Aufnahme in die OEEC ist die 
deutsche Bundesrepublik als gleichberechtigtes Mit- 
glied innerhalb der GemeinsAaft der europäischen 
Länder anerkannt worden, die eine enge Zusam- 
menarbeit zur Verstärkung der wirtschaftlichen 
Verflechtung Europas erstrebt. Die Stellung 


Deutschlands innerhalb dieser Gemeinschaft wird 
durch den Beitritt zur europäischen Zahlungsunion 
verstärkt. Zwar übernimmt die Bundesrepublik auch 
Verpflichtungen, wenn sie sich bereit erklärt, bis zu 
60 % ihrer Quote der EZU einen Kredit zu gewäh- 
ren, und im Falle des Überschreitens von Teilen der 
Quote Gold oder Devisen zu zahlen. Diese Ver- 
pflichtungen treten aber hinter den Vorteilen zu- 
rück, die das neue Zahlungssystem gewährt. 
Deutschland erhält von den in der EZU vereinig- 
ten Ländern seinerseits bis zum fünften Teil seiner 
Quote unbeschränkten und In den nächsten Fünfteln 
der Quote teilweisen Kredit. Damit ist es nicht 
mehr notwendig, sich um das Vorhandensein von 
Zahlungsmöglichkeiten gegenüber jedem einzelnen 
Mitgliedsland zu sorgen und für Bezüge aus dem 
einen Land bei Überschreiten der Zahlungsgrenzen 
unverzüglich Gold oder Devisen zu zahlen. Statt- 
dessen kann eine solche Schuld gegenüber einem 
Land in Kauf genommen werden, wenn gleichzeitig 
Forderungen an andere Länder für einen Ausgleich 
vorhanden sind. 

Entsprechendes gilt für die Handelspartner der 
Bundesrepublik; sie können auch dann deutsche 
Waren beziehen, wenn sie sich dadurch gegenüber 
Deutsdiland verschulden, während sie gegenüber 
anderen Ländern eine aktive Zahlungsbilanz haben. 
Bel diesen Ländern erhält Deutschland seine alte 
Stellung als Lieferland zurück. 

Einen großen Vorteil bedeutet auch die Einbe- 
ziehung der alten Schulden Deutsdilands aus dem 
zweiseitigen Zahlungsverkehr mit anderen Ländern 
in die EZU. Sie brauchen nicht mehr durch sofortige 
Devisenzahlungen oder Warenlieferungen an das 
Gläubigerland getilgt zu werden. Der Ausgleich soll 
in frühestens zwei Jahren durch Überschüsse, die 
bei Lieferungen an alle Länder erreicht werden, 
einsetzen. 

Über die Mitgliedschaft kommt Deutschland 
schließlich in den Genuß der zusätzlichen Marshall- 
planhilfe, welche die Vereinigten Staaten den in der 
EZU vereinigten Ländern gewähren. Der Beitritt 
Deutschlands zur EZU ist somit politisch und wirt- 
schaftlich zum Nutzen Deutschlands. 
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